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7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Dr. Klein (Göttingen)j Dr. Fuchs 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Vereinigte Deutsche Studentenschaften e. V. 


Die bisherigen Studentenorganisationen „Verband Deutscher 
Studentenschaften" (VDS) und „Verband der Studentenschaften 
an Fachhochschulen und Höheren Fachschulen in der Bundes- 
republik Deutschland und West-Berlin" (SVI) erhielten in Ab- 
stimmung mit dem Haushalts aus schuß des Deutschen Bundes- 
tages keine Bundesmittel, weil die Verbände keine Gewähr 
mehr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit 
boten. 

Beide Verbände haben Anfang Mai 1975 als „Vereinigte Deut- 
sche Studentenschaften" fusioniert und einen Vorstand aus je 
einem Vertreter von MSB, SHB, Juso-HG, LHV und kommuni- 
stischen Basisgruppen gebildet. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Enthalten die Satzung, die Hauptresolution und die Grund- 
satzerklärung des neuen VDS nach Auffassung der Bundes- 
regierung grundlegende Aussagen, die den Verband auf eine 
den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit festlegen, 
indem sie ihn einerseits auf alle Grundlagen der freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung verpflichten und ande- 
rerseits an der Einnahme ungesetzlicher Positionen, wie 
der Wahrnehmung eines allgemeinen politischen Mandates, 
hindern? Welche Aussagen sind das? Sind sie von der Mehr- 
heit des Verbandes getragen, die im Verständnis dieser Aus- 
sagen übereinstimmt? 

2. Ist nach Auffassung der Bundesregierung die Hereinnahme 
maoistisch orientierter Kommunisten, die bisher den SVI 
beherrschten, in den Vorstand des neuen VDS als Gegen- 
gewicht zu den orthodox-kommunistisch orientierten Ver- 
tretern geeignet, einer Minderheit nicht marxistisch-lenini- 
stisch festgelegter Vorstandsmitglieder eine Basis für eine 
den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit des neuen 
VDS zu gewährleisten? 

3. Erhebt der neue VDS nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zu Recht den Anspruch auf eine repräsentative Ver- 
tretung der Studenten an den Universitäten und Hoch- 
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schulen in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) im Hinblick auf das Zustandekommen der 
Delegiertenmandate einerseits und den Ausschluß von Ver- 
tretern bestimmter Universitäten und Hochschulen anderer- 
seits? 

4. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, bei Fehlen der 
Voraussetzungen für eine institutionelle Förderung aus dem 
Bundesjugendplan dem neuen VDS oder den im Vorstand 
vertretenen Organisationen für Zwecke des VDS doch Mittel 
zur Förderung einzelner Projekte zur Verfügung zu stellen? 
Wenn ja, warum glaubt sie dabei auf das Kriterium der 
Gewähr einer den Zielen des Grundgesetzes förderlichen 
Arbeit verzichten zu können? 

5. Liegen der Bundesregierung oder einer sonstigen dafür zu- 
ständigen Stelle bereits Anträge oder Voranfragen für eine 
Förderung des neuen VDS oder von ihm zu betreibender 
Projekte vor, oder sind sie angekündigt? 

Wenn ja, wie sind sie begründet, auf welche Beträge be- 
laufen sie sich, und was ist Gegenstand etwaiger Projekte? 


Bonn, den 6. Juni 1975 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Miltner 

Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Fuchs 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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